
Für das Nachschlagewerk! 
Für die Fachpresse!
Für die amtliche Sammlung!

J a 
Ja 
Nein

72.
Gesetz; BGB § 242 Ruhegehalt, § 242 Gleichbehandlung,

§ 276 Vertragsverletzung, §§ l$l, 195* 196 Abs. 1 
Nr. 8, § 282

Leitsätze;
1. Allein aus dem Beitritt des Arbeitgebers zu einer selb 

ständigen Pensionskasse kann der Arbeitnehmer noch 
nicht das Recht herleiten, an dem Versorgungsv/erk der 
Kasse beteiligt zu werden.

2. Hat aber der Arbeitgeber seinen Beitritt zur Pensions­
kasse im Betrieb verlautbart und praktiziert, dann
hat der einzelne Arbeitnehmer einen vertraglichen An-

#spruch darauf, daß der Arbeitgeber ihn zur Pensions­
kasse anmeldet, sofern deren Satzung das zuläßt.
Das gilt jedenfalls, wenn die Pensionskasse durch 
ihre rechtliche Gestaltung (Körperschaft des öffent­
lichen Rechts, Ersatzkasse für die gesetzliche Renten­
versicherung) und ihr Leistungsziel (beamtenähnliche 
Versorgung) und außerdem der Arbeitgeber durch Über­
nahme der vollen Beitragslast den Eindruck einer be­
sonders günstigen und sicheren Versorgung vermitteln. 

3« Will der Arbeitgeber die ’verlautbarte und praktizierte 
Versorgung durch die Pensionskasse bestimmten Arbeit­
nehmergruppen nicht zugute kommen lassen, dann muß er
das den Angehörigen dieser Gruppen gegenüber erkennbar

\

zum Ausdruck bringen.

Aktenzeichen: 5 AZR 218/67
Urteil des BAG vom 120< Juli 1968 LAG Hamm
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2 - 21-8 /6 2
2 Sa 601/66 Hamm

7 0

Im Namen des Yoftes!
Verkündet am 
12, Juli 1968
ges„ Groll, Urteil
R e gi crungsnaupt s ekre tär als Urkunde!»eamter 
der Geschäftsstelle

In Sachen

hat der Dritte Senat des Bundesarheitsgorichts auf Grund 
der mündlichen Verhandlung vom 12» Juli 1968 durch den 
Senatspräsidenten Professor Dr. Stumpf, die Bundesrichterin 
Professorin Dr» Hilger und den Bundesrichter Br, Gröninger 
sowie die Bundesarbeitsrichter Moritz und Lichtenstein 
fur Rocht erkannt?

1o Auf die Revision des Beklagten wird das 
Urteil des Landesarbeitsgerichts Hamm vom 
9- Pebruar 1967 - 2 Sa 601/66 - aufgehoben.

2, Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung, auch über die Kosten der 
Revision, an die 1» Kammer des Landesarbeits­
gerichts Hamm zurückverwiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !
2
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Tatbestand!

Der beklagte Landkreis ist Träger der M Kreis-
bahnen und war in dieser Eigenschaft jedenfalls schon vor 
dem Jahre 1943 der damaligen Pensionskasse Deutscher Privat- 
eicenbahnen in Berlin (heute! Pensionskasse Deutscher Eisen­
bahnen und Straßenbahnen inf Köln), einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts, beigetreten; er wurde damit "ange­
schlossene oder beteiligte Verwaltung" im Sinne der Satzung 
dieser Pensionskasse» Die Kasse v/ar bis vor einigen Jahren 
eine Srsatzkasse in dem Sinne, daß die von ihr als Mitglic- 
C :v auf genommenen Bediensteten der angeschlossenen Verv/al- 
tvr;rcn von der Zugehörigkeit zu der gesetzlichen Arbeiter- 
öder Angestellten-Rentenversicherung befreit waren»

Im Jahre 1943 trat die damals 22 Jahre alte ledige 
Klägerin als Angestellte in den Dienst der M Kreis­
bahnen». Weder bei ihrer Einstellung noch zu einer späteren 
Zeit wurde die Klägerin zur Pensionskasse angemeldet; sie 
wurde von dem Beklagten auch nicht gefragt, ob sie Mitglied 
der Kasse werden wollo.» Vielmehr war die Klägerin vom Be­
ginn des Arbeitsverhältnisses an bei der gesetzlichen Ange- 
stclltenversicherung und seit 1» Juli 1948 zusätzlich bei 
der Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder (VBL) ver­
sichert .

Die Klägerin hat unter Berufung auf die Satzung der 
Ponsionskasse geltend gemacht, der Beklagte habe sie von 
Anfang an zur Mitgliedschaft bei der Kasse anmelden müssen» 
Sic habe in den Jahren 1943 und 1944 mehrfach darum gebeten; 
der Beklagte habe aber die Auffassung vertreten, er sei zur 
Anmeldung nicht verpflichtet» Der einschlägige § 4 der Sat­
zung der Pensionskasse in der seit 1» Januar 1939 geltenden 
Fassung bestimmt über die "Versicherungsberechtigung der 
Angestellten und ihre Verpflichtung zum Beitritt" sowie über 
die "ordentliche Mitgliedschaft" folgendes:■ - i

"(1) Versicherungsberechtigt sind sämtliche im Ver- 
waltungs- und Betriebsdienst der an der Kasse betei­
ligten Eisenbahnverwaltungen Beschäftigten einschließ-
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72

lieh der Vorstandsmitglieder!, wenn sie 
ä) deutsche Reichsangehörige sind;,
b) das 16. Lebensjahr vollendet und das 60. Lebensjahr 

noch nicht überschritten haben und
c) der Angestelltenversicherung unterliegen würden., 

falls sie nicht bei der Kasse versichert werden, oder 
der AngestclltenverSicherung nur deshalb nicht unter­
liegen, weil sie die Verdienstgrenze der Angestellten­
versicherung überschritten haben, oder als Beamte der 
Angcstclltenversicherung nicht unterliegen.

(2) Von den der Angestelltenvcrsicherung nicht unterlie­
genden männlichen Bediensteten sind versicherungsberech- tigts
1 . Werkführer, Weichensteller, Rottenführer, Vorarbeiter, 

Kranführer, Block-, Bahn-, Strecken- und Schranken­
wärter und ähnliche Bedienstete,

2. Bedienstete im Stations-, Abfertigungs-, Bahr- oder 
Verschiebedienst spätestens, wenn sie. zwei Jahre, bei 
Straßenbahn-, Hochbahn- und ähnlichen Verkehrsunter­
nehmungen drei Jahre, nach Beendigung der Ausbildungs­
oder Lehrzeit in diesen Bienstzweigen beschäftigt waren.

Entscheidend ist nicht die BienstbeZeichnung, sondern die 
Art der Beschäftigung, besonders bei Straßenbabnr ,Hoch­
bahn- und ähnlichen Verkehrsunternehmungen.sowie bei Bah­nen besonderer Bauart. Als Bedienstete im Fahrdienst gel­
ten auch Kraftwagenführer und -Schaffner.
(3) Hilfsbedienstete, vorübergehend oder zur Vorbereitung 
oder Probe Beschäftigte sowie Werkstatt-, Bahnunterhal- 
tungs-, Bahnhofs- und ähnliche Arbeiter sind nicht ver­
sicherungsberechtigt.
(4) Weibliche Personen sind als Mitglieder nur zugelassen, soweit sie unverheiratet oder verwitwet sind. Bor nach­
trägliche Wegfall der Voraussetzungen.ihrer Zulassung 
zieht das Ausscheiden von selbst nach sich.
(5) Bic Eisenbahnverwaltungen haben die zum Beitritt Berech­
tigten zu verpflichten, der Kasse beizutreten. Bie Ver­
pflichtung zum Beitritt ist auch den beim Anschluß, einer 
Eisonbahnverwaltung bei ihr vorhandenen Berechtigten auf- 
zuorlegcn. Von der Verpflichtung zum Beitritt sind ausge­
nommen:
a) die Vorstandsmitglieder der Eisenbahnverwaltungen,
b) Berechtigte, deren Einkommen die Verdienstgrenze der 

Angcstclltenversicherung übersteigt,
c) Berechtigte, die das 45. Lebensjahr überschritten haben,
d) Berechtigte, die das 35. Lebensjahr überschritten haben, 

wenn sie in der Angestellten- und in der Invalidenver­
sicherung oder in einer dieser beiden Versicherungen
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für mindestens zehn Jahre wirksame Beiträge ge­zahlt haben?
e) weibliche Berechtigte (Abs» 4)?
f) Beamte.
(6) Die Eisenbahnverwaltungen haben die zum Beitritt Be­

rechtigten anzumelden (§ 5 Abs» 1)»
(7) Empfänger von Ruhegeld? Wartegeld und ähnlichen Be­
zügen? die nach § 14 des Angestelltenversicherungsgesot- 
zes von der Versicherungspflicht befreit werden können, 
sind von der Aufnahme in die Kasse ausgeschlossen.,
(8) Angestellte im Sinne dieser Satzung sind die in den 
Absätzen 1 und 2 bezeichneten versicherungsberechtigten 
Personen."
Die Satzung sah eine anteilige Beitragspflicht von Ar­

beitgeber und Arbeitnehmer vor. Unstreitig hat der Beklagte 
für die Arbeitnehmer? die Mitglieder der Pensionskasse wur­
den, den vollen Beitrag übernommen.

Die Klägerin hat vorgetragen, durch die Uichtanmeldung 
zur Pensionskasse sei ihr ein Schaden entstanden und werde 
sie auch künftig geschädigt. Ihren Schaden erblickt sie 
darin, daß sic von Anfang an sowohl für die gesetzliche An- 
gestclltonversicherung als auch für die zusätzliche Versor­
gung bei der Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder 
den auf sie entfallenden Arbeitnehmeranteil hat tragen müs­
sen. Sie hat außerdem geltend gemacht, falls sie 1943 angc- 
r.cldet worden wäre, bekäme sie aus der Pensionskasse höhere 
Leistungen als diejenigen aus der gesetzlichen Sozialversi­
cherung. Mit der im Jahre 1966 erhobenen Klage begehrt die 
Klägerin die Peststellung?

daß der Beklagte verpflichtet ist, ihr den Schaden 
zu ersetzen, der ihr durch die Nichtanmeldung zur 
Pensionskasse Deutscher Eisenbahnen und Straßen­
bahnen in Köln entstanden ist und zukünftig entsteht.
Der Beklagte hat die Ansicht vertreten, aus der Sat­

zung der Pensionskasse könne die Klägerin weder ein Recht 
auf Mitgliedschaft noch eine Verpflichtung des Beklagten 
zur Anmeldung der Klägerin herleiten. Vielmehr-habe es ge­
mäß § 4 Abs. 4 und Abs. "5 Satz 3 Buchst, e der Satzung im
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Belieben des Arbeitgebers gestanden, ob er ledige weibliche 
Angestellte wie die Klägerin zur Pensionskasse oder zur ge­
setzlichen Rentenversicherung anmelde; für sie habe keine 
Zuführungspflicht bestanden., überdies sei der Wunsch der 
Klägerin, der Pensionskasse beizutreten, in den Jahren 1943 

• oder 1944 nicht ernst gemeint gewesen. Es habe damals eine 
allgemeine Abneigung gegenüber der Pensionskasse bestanden, 
weil ihre Beiträge viel höher, ihre Leistungen aber kaum bes­
ser als die der gesetzlichen Sozialversicherung gewesen seien. 
Außerdem sei die wirtschaftliche Lage der Pensionskasse da­
mals außerordentlich ungünstig gewesen. Der Beklagte hat fer­
ner sein Verschulden bestritten und sich auf die Ausschluß­
frist in § 32 des Tarifvertrages für die Bediensteten der 
nichtbundeseigenen Eisenbahnen in der Bundesrepublik Deutsch­
land sowie auf Verjährung und Verwirkung berufen.

Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht haben der Klage 
stattgegeben. Mit der Revision verfolgt der Beklagte seinen 
Klageabweisungsantrag weiter, während die Klägerin um Zurück­
weisung der Revision bittet.

Entscheidungsgründe:

I. Das Landesarbeitsgericht hat der Klage mit der Begründung 
entsprochen, der Beklagte habe durch die Nichtanmeldung der 
Klägerin zur Pensionskasse seine Vertragspflichtcnsjhuldhaft 
;yerletzt und sei daher zu entsprechendem Schadenersatz vor-
i '.. *

pflichtet. Es hat sich dabei an die Begründung gehalten, die 
der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts in einem'ähnlich 
liegenden Pall in seinem Urteil vom 18. Januar 1966 (1 AZR 
158/65 - AP Nr. 106 zu § 242 BGB Ruhegehalt mit Annr. von 
Koissmann - SAE 1966, 202 mit Anm. von Kraft) gegeben hat.
Dort hatte eine ledige Angestellte mit ihrem Schadenersatz­
begehren Erfolg, weil ihre Arbeitgeberin, die E Verkehrs
AG, sie im Jahre 1941 ebenfalls nicht bei der Pensionskasse 
Deutscher Privateisenbahnen angemeldet hatte.

Soweit das Landesarbeitsgericht objektiv eine Vertrags-
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Verletzung des Beklagten angenommen hat, ist seine Ent­
scheidung richtig; soweit es ein Verschulden des Beklag­
ten angenommen hat, ist dagegen das angefochtene Urteil 
nicht zu halten»
IIo Baß die Klägerin in den Jahren 1943 und 1944 kraft 
ihres Arbeitsvertrages die Anmeldung zur Pensionskasse 
verlangen konnte, ergibt sich aus folgendem;
1o Es ist davon auszugehen, daß die Klägerin in den 
Jahren 1943 und 1944 den zuständigen Sachbearbeiter des 
Beklagten mehrfach um ihre Anmeldung zur Pensionskasse 
geteten hat» Diesem Vortrag der Klägerin hat der Beklagte 
.nicht substantiiert widersprochen, da er>unbestritten in 
allen gleichliegenden Pallen (Personenkreis des § 4 
Abs» 5 Satz 3 der Satzung) stets die Anmeldung zur Pen­
sionskasse abgclehnt hat»
2, Dadurch, daß der Beklagte der Pensionskasse beige­
treten war, hatte die Klägerin noch kein entsprechendes 
Recht gegen den Beklagten auf Anmeldung zur Pensionskasse; 
denn allein aus der mitgliedschaftlichen Beziehung des Be­
klagten zur Pensionskasse folgt noch nicht, daß die Arbeit­
nehmer des Beklagten gegen diesen das Recht herleiten kön­
nen, an dem Versorgungswerk der Kasse beteiligt zu werden» 
Y.ürdo ein solches Recht der Arbeitnehmer anerkannt, so 
läge in der mitgliedschaftlichen Beziehung des Beklagten 
zur Pensionskasse ein Zwangsvertrag zugunsten seiner Ar­
beitnehmer» Heissmann,(Anm» zu AP Nr» 106 zu § 242 BGB 
Ruhegehalt) und Kraft (Anm» SAE 1966, 202 /206, 207 zv. II 
3 und II 47) haben recht, wenn sie zu Ziffer II 3 der Be­
gründung des Urteils des Ersten Senats vom 18» Januar 1966 
0  AZR 158/65 - AP Nr» 106 zu § 242 BGB Ruhegehalt) ausfüh- 
ren, eine solche Annahme führe zu einer unvertretbaren Ein­
schränkung der Vertrags- und Dispositionsfreiheit des Ar­
beitgebers»
3» In diesem Sinne war aber die Begründung jenes Urteils 
des Ersten Senats gar nicht zu verstehen» Gemeint war offen­
sichtlich schon damals, daß nur ein vom Arbeitgeber gegenüber
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seinen Arbeitnehmern; auch verlautbarter und praktizierter Bei­
tritt zu einer Pensionskasse den Arbeinehmein das Recht gibt, 
dann vom Arbeitgeber zu verlangen, daß er sic zur Pensions­
kasse anmeldet, wenn die Satzung das vorsieht» Ein verlaut­
barter und praktizierter Beitritt zu einer Pensionskasse führt 
den Versorgungsgedanken in das Arbeitsverhältnis ein und be­
gründet bei den dafür in Betracht kommenden Arbeitnehmern 
einen entsprechenden Vertrauenstatbestand. Biesen darf der 
Arbeitgeber nicht enttäuschen, und an dem von ihm gesetzten 
Vertrauenstatbestand muß er sich auch festhalten lassen»

Babei ist es gleichgültig, wie diese Pflicht des Arbeit­
gebers dogmatisch begründet wird» Einmal kann man in der Ver­
lautbarung und Praktizierung des Beitritts zu einer Pensions­
kasse das Angebot des Arbeitgebers an den einzelnen Arbeit­
nehmer sehen,ihn vertraglich die Möglichkeiten einzuräumen, 
die die Satzung für ihn vorsehen, wobei der Arbeitgeber gemäß 
§ 151 BGB auf den Zugang der Annahmeerklärung des Arbeitneh­
mers verzichtet (vgl» zu der insoweit gleichen Präge bei 
Pensionszusagen: BAG AP Nr» 24, 85, 110 zu § 242 BGB Ruhege­
halt)» Man kann auch in Betracht ziehen, daß dem Arbeitgeber 
nach dem Inhalt des Arbeitsvertrages eine einseitige für den 
Arbeitnehmer günstige Gestaltung des Arbeitsverhältnisses ge­
stattet ist (vgl» Urteil des erkennenden Senats vom 9« Juni 
1967 - 3 AZR 352/66 -  AP Nr» 5 zu § 611 BGB lohnzuschläge mit 
Anm» v» Bötticher)» Schließlich ist es denkbar, daß ein Ar­
beitgeber kraft Gewohnheitsrechts im Wege der Gesamtzusage ein­
seitige Verpflichtungen kraft Selbstbindung eingehen kann 
(vgl» BAG 14, 126 /T297- AP Nr» 90 zu § 242 BGB Ruhegehalt). 
Welcher dieser drei Möglichkeiten der Vorzug zu geben ist, 
braucht nicht geprüft zu werden, weil alle drei Ansichten im 
vorliegenden Pall zu demselben Ergebnis führen.
4. Hier hatte der Beklagte seit vielen Jahren seinen Bei­
tritt zur Pensionskasse dadurch verlautbart und praktiziert, 
daß er - jedenfalls im Grundsatz - seine Bediensteten mit 
deren Einverständnis bei der Pensionskasse versicherte. Barin 
lag nach den Redlichkeitsmaßstäben des § 157 BGB die vcrpflich-
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tcndc Erklärung des Beklagten;, allen seinen Arbeitnehmern im 
Wege der Gleichbehandlung diejenigen Möglichkeiten zu er­
öffnen? die die Satzung der Kasse für sie vorsaho Damit hatte 
der-Beklagte den Versorgungsgedanken ganz allgemein in die 
Arbeitsverträge mit seinen Arbeitnehmern dergestalt einge­
führt, daß diese das Recht erhielten, von ihm die Anmel­
dung zur Pensionskasse zu verlangen? falls dies nach der 
Satzung möglich war»

Hinzu kommt folgendes: Die frühere Pensionskasse 
Deutscher Privateisenbahnen, die heutige Pensionskasse 
Deutscher Eisenbahnen und Straßenbahnen, ist eine Körper­
schaft des öffentlichen Rechts» In der früheren Zeit war 
sic eine von der Zugehörigkeit zur gesetzlichen Rentenver­
sicherung befreiende Ersatzkasse» Sie hatte sich zum Ziel 
gesetzt, eine beamtenähnliche Alters- und Hinterbliebenen- 
versorgung zu gewähren» Unter diesen Gegebenheiten hatte 
die Zugehörigkeit des Beklagten zu einer solchen Pensions­
kasse für dessen Arbeitnehmer eine ganz besondere Bedeutung. 
Sie bot für die Arbeitnehmer die Aussicht, wie ein Beamter 
und damit wesentlich günstiger als ein Angestellter oder 
Arbeiter versorgt zu werden, und zwar mittels einer Ein­
richtung, die wegen ihres öffentlich-rechtlichen Charakters 
ebensoviel Vertrauen genießt wie der Staat selbst» Dieje­
nigen, die mit einer Versorgung durch die Pensionskasse rech­
neten, vertrauten darauf, daß sie ebenso gut und ebenso sicher 
versorgt seien wie ihre Kollegen im Dienst der Deutschen 
Reichsbahn oder heute der Deutschen Bundesbahn»

Wenn der Beklagte diesen Vertrauenstatbestand aussehlie- 
ßen und die Versorgungsmöglichkeiten bei der Pensionskasse 
nicht allen Arbeitnehmern zugute kommen lassen wollte, mußte 
er das im Rahmen einer nicht willkürlichen Differenzierung 
erkennbar zum Ausdruck bringen« In welcher Weise das ge scholl 
(ot\.a in allgemeiner Form z.B. durch Aushang oder durch Er­
klärung gegenüber dem einzelnen Arbeitnehmer bei der Einstel­
lung) , war ihm überlassen. Er durfte aber keinen Vertrauens­
tatbestand schaffen? der im Arbeitnehmer die berechtigte Er­
wartung erweckte, bei diesem Arbeitgeber besonders günstig

- 9 -
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


72
- 9 -

versorgt zu sein» Demnach hat der Beklagte die erwähnte Grup- 
penbildung nach Abschluß des Arbeitsvertrages, dessen Inhalt 
bereits - wie erwähnt - durch die Einführung des Versorgungs­
gedankens geprägt war, nicht schon dadurch herbeiführen kön­
nen, daß er nachträglich gegenüber dem Angehörigen der aus­
zuschließenden Gruppe, wie hier der ledigen weiblichen Ange­
stellten, die Anmeldung zur Pensionskasse ablehnte.
5. Welche Beitrittsrechte der Beklagte seinen Arbeitnehmern 
arbeitsvertraglich durch die Bekanntgabe und Praktizierung 
seiner Zugehörigkeit zur Pensionskasse eingeräumt hat, ergibt 
sich aus dem objektiven Erklärungswert der einschlägigen 
Satzungsbestimmungen.
a) § 4 der Satzung nimmt bestimmte Beschäftigte davon aus, 
Mitglieder der Pensionskasse zu werden«. Dazu gehören die in 
§ 4 Abso 3 genannten Hilfsbediensteten u.a. und die in § 4 
Abs. 7 genannten Empfänger von Ruhegeld usw0 Gleiches gilt 
für Beschäftigte, die die satzungsmäßigen Voraussetzungen für 
die Mitgliedschaft nicht erfüllen, v/ie beispielsweise die 
Reichsangehörigkeit und das Lebensalter gemäß § 4 Abs. 1 a 
und b und bei Frauen die Verheiratung gemäß § 4 Abs. 4. Die 
Angehörigen dieser Gruppen haben deshalb auch arbeitsvertrag­
lich kein Recht, daß ihnen der Arbeitgeber zur Mitgliedschaft 
in der Pensionskasse verhilft.
b) Dem gegenüber stehen nach der Bezeichnung in § 4 Abs. 1 
die "Versioherungsberechtigten". Diese haben, wie der Wortlaut 
der Satzung sagt, die Berechtigung, in der Pensionskasse ver­
sichert zu werden, können also nach dem Inhalt der Satzung 
Mitglieder der Pensionskasse werden. Hierauf hat es - entge­
gen der Ansicht des Beklagten «-^keinen Einfluß, ob der einzelne 
Beschäftigte von dem Beklagten gemäß § 4 Abs. 5 Satz 1 und 2 
der Kasse als Mitglied zugeführt werden muß (im folgenden 
Pflichtmitglied) oder ob er gemäß § 4 Abs. 5 Satz 3 "vori der 
Verpflichtung zum Beitritt ausgenommen"ist (im folgenden 
fakultatives Mitglied, nicht zu vezwechseln mit dem freiwil­
ligen Mitglied im Sinne des § 8 der Satzung). Diese Unter­
scheidung hat nur Bedeutung im Verhältnis zwischen der Pensions­
kasse und den beteiligten Verwaltungen. Die Bestimmung über
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die Zuführungspflicht, der der Arbeitgeber naturgemäß nur 
nachkommen kann, wenn der zur Pflichtmitgliedschaft vorge­
sehene Arbeitnehmer mit der Versicherung in der Pensions­
kasse einverstanden ist, soll sicherstellen, daß nicht nur 
sog. schlechte Risiken versichert werden, sondern durch die 
Erfassung eines großen Mitgliederkreises das Risiko der Kasse 
möglichst breit gestreut wird» Das schließt aber nach dem In­
halt der Satzung nicht aus, daß die in § 4 Abs» 5 Satz 3 Ge­
nannten ebenfalls (fakultative) Mitglieder werden» Insoweit 
ist die Satzung kaum mißzuverstehen (vgl= Kraft, SAB 1966, 202 
/~07 zu II 57) •

Der Beklagte hat demgegenüber geltend gemacht, es habe 
in seinem Belieben gestanden, ob er einen versicherungsbe­
rechtigten, aber nicht zuführungspflichtigen Arbeitnehmer zur 
Kasse anmelde oder nicht» Diese Ansicht ist nicht richtig»
Der Beklagte übersieht für den hier interessierenden Per­
sonenkreis der ledigen (und verwitweten) weiblichen Ange- 
stellten, daß er in zwei verschiedenen Rechtsverhältnissen ge­
standen hat, nämlich in einer iritgliedschaftlichen Beziehung 
zur Pensionskasse und in einer arbeitsrechtlichen Beziehung 
zur Klägerin» Im Verhältnis zur Pensionskasse war er nicht ver­
pflichtet, die fakultativen Mitglieder anzumelden; er hatte 
lediglich das Recht, es zu tun. Allein das ist der Sinn des 
§ 4 Abs» 5 Satz 3 der Satzung, daß er die beteiligten Arbeit­
geber von einer in § 4 Abs. 5 Satz 1 und 2 niedergelegten Ver­
pflichtung befreit» Darüber, welche vertraglichen Rechte die 
Klägerin gegen den Beklagten oder welche vertraglichen Pflich­
ten der Beklagte gegenüber der Klägerin gehabt hat, gibt die 
Satzung keine Auskunft» Sie hat den Beklagten nicht gehindert, 
die Klägerin zur Kasse anzumelden; das käme nur in Betracht, 
wenn die ledigen und verwitweten weiblichen Angestellten in 
der Satzung unter den Personengruppen genannt worden wären, 
die nicht Mitglied werden können (s. oben zu II 5 a)» Das ist 
unmißverständlich nicht der Pall»
c) Daraus folgt, daß die Klägerin als Versicherungsberech­
tigte gegen den Beklagten einen arbeitsvertraglichen An- ■ 
spruch darauf hatte, auf ihren Wunsch zur Pensionskasse ange-
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meldet zu werden» Ob ein solcher Anspruch allen in § 4 Abs» 5 
Satz 3 zu a bis f der Satzung genannten Personen zuzuerkennen 
ist, hat der Senat nicht zu entscheiden» Es kann dahinstehen, 
ob im Einzelfall (beispielsweise bei Vorstandsmitgliedern: und 
bei Beamten) eine andere Beurteilung Platz greifen könnte» Bei 
den ledigen und verwitweten weiblichen Angestellten spricht 
für deren Beitrittsrecht besonders, daß sie ein für sie lebens­
wichtiges Interesse an einer Versorgung durch die Pensionskasse 
haben konnten. Sie sind eher als die von der Mitgliedschaft aus­
geschlossenen verheirateten weiblichen Angestellten darauf an­
gewiesen, einen Lebensberuf auszuüben und selbst für ihr Alter 
zu sorgen» Deshalb erscheint es nicht nur sinnvoll, sondern ge­
radezu durch die Schutzfunktion jener Satzungsregelung geboten, 
den ledigen und verwitweten weiblichen Angestellten die Ermessens­
entscheidung darüber zu überlassen, ob sie in der Pensionskasse 
versichert sein wollen. Treffen sie diese Entscheidung, dann kann 
der Arbeitgeber dies nicht dadurch zunichte machen, daß er die 
Anmeldung zur Kasse ablehnt» Demnach hat der Beklagte durch die 
Ablehnung der Anmeldung der Klägerin den Arbeitsvertrag objektiv 
verletzt.
III. Die Frage, ob der Beklagte schuldhaft gehandelt hat, hat das 
Landesarbeitsgericht zwar bejaht. Es hat dies aber nicht begrün­
det. Sein Hinweis, daß das Verschulden des Beklagten "ebenfalls 
eindeutig vom Bundesarbeitsgericht (gemeint ist das Urteil des 
Ersten Senats vom Iß» Januar 1966) festgestellt und ausgeführt 
worden" sei, ist rechtsfehlerhaft. Es ist nicht zu verstehen, 
wie das Landesarbeitsgericht ein Verschulden des Beklagten mit 
der Begründung annehmen kann, daß in einem ähnlich gelagerten 
Rechtsstreit zwischen anderen Parteien ebenfalls ein Verschul­
den des damaligen Arbeitgebers festgestellt worden sei. Ohne 
Feststellung der Tatsachen, aus denen auf das Verschulden des 
Beklagten geschlossen werden kann, ist aber § 276 BGB in jeden 
Falle fehlerhaft angewendet. Dieser Rechtsverstoß führt zur 
Aufhebung des angefochtenen Urteils. Mangels jeglicher Tat­
sachenfeststellungen zur Verschuldei ofrage ist der Senat zur
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abschließenden Entscheidung nicht in der Lage«, Der Rechts­
streit muß deshalb an die Vorinstanz zurückverwiesen werden, 
wobei der Senat die Vorschrift des § 565 Abs«, 1 Satz 2 ZPO 
angewendet hat«,
IVo Für die erneute Verhandlung und Entscheidung weist der 
Senat auf folgendes hin:
1o Boi der Frage des Verschuldens wird es wesentlich 
darauf ankommen, wie der Beklagte das - wie Kraft (SAE 1966,
202 /207 zu II 5.7) meint, "sicher nicht entschuldbare" - 
Mißverstehen der Satzung entschuldigt. Erforderlichenfalls 
hat das Landesarbeitsgericht gemäß §139 ZPO auf eine Ergän­
zung des Parteivortrags hinzuwirken«,

Von der Beweislastregel des § 282 BGB, die vom Grund­
satz der Beweisnähe ausgeht, wird das Landesarbeitsgericht im 
vorliegenden Fall keinen Gebrauch machen dürfen. Die Vor­
schrift gilt nämlich nicht, wenn keine typischen Geschehens­
abläufe gegeben sind; sie paßt deshalb nicht auf die besonderen 
personellen und sonstigen Verhältnisse während des letzten 
Krieges o
2. Ergänzend ist folgendes anzumerken:
a) Der Beklagte beruft sich zu Unrecht auf die Verfall­
klausel in § 32 des Tarifvertrages für die Bediensteten 
der nicht bundeseigenen Eisenbahnen in der Bundesrepublik 
Deutschland in der seit 1. Januar 1951 geltenden Fassung.
Die Klausel erfaßt nur Ansprüche "aus diesem Tarifvertrag".
Der genannte Tarifvertrag enthält keine Bestimmungen über 
die Ersatzversicherung anstelle der gesetzlichen Rentenver­
sicherung, wie sie hier im Streit sind. Ebensowenig ist der 
auf positive Vertragsverletzung gestützte Schadenersatzan­
spruch der Klägerin ein tariflicher Anspruch.
b) Die vom Beklagten erhobene Einrede der Verjährung ist 
nicht begründet.. Die Klägerin erblickt die Vertragsverletzung 
des Beklagten darin, daß er ihren Anspruch auf Anmeldung zur 
Ponsionskasse nicht erfüllt hat. Dieser Anspruch hat keinen
"ntgoltcharakter im'Sinne des.§ 196 Abs. 1 Nr. 8 BGB (vgl.
BAG AP Nr. 15 zu § 16 AOGO /zu 47)° Er unterliegt deshalb
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der regelmäßigen Verjährung des § 195 BGB» .Gleiches gilt für 
den an seine Stelle tretenden Schadenersatzanspruch, wenn die 
Anmeldung nicht mehr nachzuholen ist0 Daß dieser Schaden sich 
jeden Monat gemäß der Beitragszahlung der Klägerin um einen 
entsprechenden Be.trag vermehrt, gibt ihm nicht die Entgelt­
eigenschaft des § 196 Abs» 1 Nr0 8 BGB, sondern liegt in der 
Eigenart eines solchen Schadens begründet»
c) Die Präge der Verwirkung wird das Landesarbeitsgericht 
näher prüfen müssen» Auch insoweit weist das angefochtene Ur­
teil den gleichen Rechtsfehler wie bei der Verschuldenofrage 
(so oben zu III) auf»

Bei der Verwirkung kann der in der mündlichen Verhandlung 
vor dem Senat mitgeteilte, aber bisher in der Tatsacheninstanz 
nicht festgestellte und deshalb vom Revisionsgericht.nicht 
verwertbare Umstand wesentlich sein, daß die Klägerin bei 
ihrer Einstellung im Jahre 1943 zwar ledig gewesen war, im Jahre 
1944 aber geheiratet und im Jahre 1945 ihren Ehemann durch den 
Krieg verloren hat» Trifft dies zu, dann ist-die Bestimmung 
in § 4 Abs» 4 der Satzung zu beachten» Hiernach würde die Klä- 
gerin, wenn sie auf ihren in den Jahren 1943 und 1944 ge­
äußerten Wunsch hin noch als Ledige zur Pensionskasse ange­
meldet worden wäre, durch ihre Verheiratung von selbst aus der 
Kasse ausgeschieden sein» Sie würde später als Witwe wiederum 
das Recht gehabt haben, zur Pensionskasse angemeldet zu wor­
den» Sollte sie in dieser Zeit nicht erneut an den Beklagten 
mit dem Wunsch auf Anmeldung herangetreten sein,- so kann das 
zu einer anderen Beurteilung bei der Verwirkungsfrage führen» 
Dabei ist einmal in Betracht zu ziehen, daß die Pensionskasse, 
wie die zu ihrem 75-jährigen Bestehen im Jahre 1963 erschienene 
Pestschrift ausweist, in der ersten Nachkriegszeit in einer 
rechtlich und wirtschaftlich völlig unübersichtlichen Lage ge­
wesen ist, was Rückschlüsse auf das Interesse an der Zugehörig­
keit zu dieser Kasse zuläßt» Auch kann es darauf ankommen, ob 
und wie die Klägerin anläßlich ihrer Anmeldung zur VBL im 
Jahre 1948 hinsichtlich der Mitgliedschaft in der Pensions­
kasse reagiert hat»
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d) Die vorerwähnten Änderungen im Familienstand der 
Klägerin können darüberhinaus bei der Frage, welchen Scha­
den die Klägerin geltend machen kann, und damit für die 
Fassung des Klageantrages von Bedeutung sein» Darauf wird 
das landesarbeitsgericht ebenso zu achten haben wie auf die 
bisher nicht erörterte Anwendung des § 254 BGB» Eine Aus­
einandersetzung mit den übrigen Einwendungen des Beklagten 
hält der Senat nicht für erforderlich, da sie jedenfalls 
nicht derart sind, daß sie ohne weiteres die Abweisung 
der Klage rechtfertigen» Es muß dem landesarbeitsgericht, 
gegebenenfalls nach einer durch entsprechende prozeßleiten­
de Verfügungen herbeigeführten Zusammenfassung des Prozeß­
stoffes, überlassen bleiben, sich mit dem hier unerörtert 
gebliebenen übrigen Vortrag der Parteien auseinanderzuset­
zen, zumal dies bisher nur unvollkommen geschehen ist.-

gezo Dr. Stumpf Frau Bundesrichterin Dr. Gröninger
Professorin Dr. Hilger 
ist infolge Urlaubs 
ortsabwesend und dadurch 
an der Unterschrift 
verhindert.

Dr. Stumpf
Moritz lichtenstein
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